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1. Priifauftrag

Das Rechnungspriifungsamt ist neben der Priifung des Jahresabschlusses auch fiir die
Haushaltskontrolle, die Priifung der Finanzbuchhaltung und Zahlungsabwicklung so-
wie die Prifung der Wirksamkeit interner Kontrollen im Rahmen des internen Kon-
trollsystems zustandig (§ 104 GO NRW). Gleichzeitig hat der Kreistag der Rechnungs-
prifung neben der Innenrevision nach dem SGB Il auch die Aufgaben der Allgemeinen
Innenrevision Uibertragen. Die Rechnungspriifung ist zudem Priifeinrichtung nach dem

Korruptionshekampfungsgesetz NRW.

2. Einleitung und Hintergrund

2.1 Priifung der Abgrenzungsproblematik

Die Rechnungspriifung befasste sich im Jahre 2021 eingehend mit haushaltsrechtli-
chen Fragen zur vorschriftsmaRigen Planung, Veranschlagung und Bewirtschaftung

konsumtiver und investiver Mittel und deren korrekten Abgrenzung zueinander.

In einem ersten Priifbericht zum Gebdudemanagement (Drs. Nr. 133/21) wurden hierzu
bereits wesentliche Feststellungen getroffen. Hiernach erfolgte, dargestellt an drei
Beispielen, eine im Wesentlichen unzutreffende Zuordnung von (richtigerweise) in-
vestiven MaBnahmen zu (filschlicherweise) konsumtiven ,Verbuchung”. Der Priifbe-
richt wurde im Rechnungspriifungsausschuss am 06.09.2021 beraten. Die Beratungen
fiihrten allerdings weder zu einer erkennbaren Wahrnehmung der Gesamtproblema-

tik noch zu einer Ausraumung der Priifbeanstandungen.

In einem zweiten Priifbericht Infrastrukturvermogen (Drs. Nr. 443/21) wurde die Ab-
grenzungsproblematik auf das Infrastrukturvermogen ausgeweitet. Auch hier stellte
die Rechnungspriifung die aus ihrer Sicht unzutreffenden Zuordnungen zu kon-

sumtiven Mitteln anstelle von investiven Bewirtschaftungen fest.

Im Priifbericht Gebaudemanagement (Drs. Nr. 133/21) wurde auch ein Sachverhalt im
Rahmen der Ausstattung der Kreismause aufgegriffen. Um den dortigen Hintergrund

nachvollziehen zu konnen, werden nachstehende Einzelheiten zusammengefasst:
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2.2 Ausstattung Kreismause e.V. - MaBnahmenbeschreibung

Der Betrieb der Kindertageseinrichtung des Vereins "Kinderbetreuung Kreismduse
e.V." (kiinftig , Kreismduse"), welche zunachst in den Seminarraumen des Hauses C
untergebracht war, wird seit dem 01.08.2018 im Erd- und 1. Obergeschoss des im Rah-
men eines Investor-Modells neu errichteten Hauses E in Diiren, Marienstrale 17 fort-
geflihrt. In der insgesamt siebengruppigen Kindertagesstatte werden fiinf Gruppen

der Stadt Diiren und zwei Gruppen des Kreises Diiren betreut.

Eigentiimerin des Gebaudes ist die Fa. . Der Investor hat diese Raum-
lichkeiten nebst Freiflichen (Kinderspielplatz) und Tiefgaragenplatzen gemaR Miet-
vertrag vom 21.12.2016 und inzwischen drei Nachtragen fiir 25 Jahre an den Kreis Diiren
vermietet. Der Kreis iibertrug im Rahmen einer Untervermietung die Nutzung an den
Verein "Kreismduse". Inshesondere bedingt durch die zu treffenden Vorkehrungen fiir
einen Kindergartenbetrieb lieR der Kreis als Mieter weitere spezifische Einbauten in

Haus E und auf dem AuRengelande vornehmen.

2.3 Vertragliche Regelungen zu Mietereinbauten in Haus E

Im 2. Nachtrag zum Mietvertrag zwischen dem Investor und dem Kreis Diiren vom

05.07.2018 wurden zu ,Mietereinbauten” folgende Regelungen getroffen:

> Praambel:

"Zum Betrieb der KiTa wird der Mieter auf den ihm vertragsgemap tiberlassenen
Freiflachen auf eigene Kosten einen Kinderspielplatz mit Spielgerdten und Sand-
kasten errichten. Die Kita verfiigt zudem liber eine vom Vermieter auf Wunsch des
Mieters an der Nord-Ost-Seite des Gebdudes montierte Rutsche, die aufenliegend

vom 1. 0G des Gebdudes auf Bodenniveau fiihrt."

> Ziffer 1(Eigentum an Spielgeraten):

"Zwischen den Parteien besteht Einigkeit dariiber, dass die auf dem Grundstiick
des Vermieters vom Mieter fiir den Betrieb der KiTa errichteten Kinderspielgerate
/ -spielanlagen einschlieflich etwaigen Zubehdrs (Bodenbelag etc.) nicht in das

Eigentum des Vermieters iibergehen. Der Mieter ldsst diese vielmehr nur zeitlich
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befristet, zu einem voriibergehenden Zweck und in Ausiibung seines Nutzungs-
rechtes an den Freiflachen im Sinne des § 95 Abs. 1 BGB als Scheinbestandteil auf

dem Grundstiick aufstellen und einbringen."

"Die Parteien stellen klar, dass vorstehende Regelungen keine Wirkung fiir die
vom Vermieter an Nord-Ost-Seite des Gebdaudes im 1. OG errichtete und dem Mie-
ter zur Verfiigung gestellte Rutsche entfalten. Eigentiimer der Rutsche (nebst Zu-

behér) ist und bleibt der Vermieter."

2.4 Aktivierungsregelungen fiir Mietereinbauten

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 KomHVO NRW ist ein Vermogensgegenstand in die Bilanz auf-
zunehmen, wenn die Kommune das wirtschaftliche Eigentum daran innehat und die-
ser selbstandig verwertbar ist. Hierbei wird entsprechend dem Handelsrecht auf das
wirtschaftliche Eigentum abgestellt. In diesem Zusammenhang ist insbesondere die
Frage zu klaren, inwieweit der Kreis wirtschaftlicher Eigentiimer der von ihm in seiner

Eigenschaft als Mieter in die Kindertagesstatte eingebrachten Einbauten ist.

Dem zivilrechtlichen Eigentiimer ist ein Wirtschaftsgut nicht zuzurechnen, wenn ein
anderer als er die wirtschaftliche Herrschaft dariiber ausiibt. Dies ist dann der Fall,
wenn der Andere den zivilrechtlichen Eigentiimer im Regelfall fiir die gewohnliche
Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts von der Einwirkung darauf wirtschaftlich aus-
schlieBen kann. In diesem Zusammenhang bleibt auf die umfangreichen Ausfiihrun-
gen im Erlass des BMF vom 15.01.1976, IV B 2 - S 2133 - 1/76" hinzuweisen:

"Mietereinbauten" und "Mieterumbauten" sind demnach solche BaumaBnahmen, die
ein Mieter auf seine Rechnung an einem gemieteten Gebaude vornehmen lasst, wenn
die Aufwendungen nicht Erhaltungsaufwand sind2 Sie werden beim Mieter grundsatz-
lich als materielle Wirtschaftsgiiter aktiviert, wobei zwischen beweglichen Wirt-

schaftsgiitern (Scheinbestandteil oder Betriebsvorrichtung) und unbeweglichen Wirt-

""Ertragsteuerliche Behandlung von Mietereinbauten und Mieterumbauten; hier: Anwendung der Grundsatze der BFH-Urteile
vom 26. Februar 1975 - | R32/73 und | R 184/73 - (BStBLII S. 443)"

2 Dass es sich bei den in der "Ist-Gesamtkosteniibersicht" vom Fachamt aufgefiihrten Buchungsvorgangen nicht um Erhal-
tungsmaBnahmen handelt, steht fiir die Rechnungspriifung auRer Frage.
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schaftsgiitern (sonstige Mietereinbauten) zu unterscheiden ist. Der zutreffenden Ab-
grenzung zwischen Herstellungskosten und Erhaltungsaufwand ist damit besondere

Bedeutung beizumessen’.

Zu den Bestandteilen eines Grundstiicks gehoren solche Sachen nicht, die nur zu ei-
nem voriibergehenden Zweck mit dem Grund und Boden verbunden sind. Das Gleiche
gilt von einem Gebaude oder anderen Werk, das in Ausiibung eines Rechts an einem
fremden Grundstick von dem Berechtigten mit dem Grundstiick verbunden worden
ist. Sachen, die nur zu einem voriibergehenden Zweck in ein Gebaude eingefiigt sind,

gehoren nicht zu den Bestandteilen des Gebaudes (§ 95 BGB).*

Der Mieter ist zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentimer des Scheinbestandteils
und hat ihn mit den Herstellungskosten zu aktivieren. Zu den "Betriebsvorrichtungen"
gehoren neben Maschinen und maschinenahnlichen Vorrichtungen auch alle Vorrich-
tungen, mit denen ein Gewerbe unmittelbar betrieben wird. Bei der Betriebsvorrich-
tung handelt es nicht um einen Teil des Gebaudes, sondern um ein besonderes Wirt-

schaftsgut.

Entsteht durch eine BaumaBnahme weder ein "Scheinbestandteil" noch eine "Be-
triebsvorrichtung”, liegen ,sonstige Mietereinbauten” vor, wenn der Mieter wirt-
schaftlicher Eigentiimer ist oder die Mietereinbauten unmittelbar den besonderen
betrieblichen oder beruflichen Zwecken des Mieters dienen und mit dem Gebaude
nicht in einem einheitlichen Funktionszusammenhang stehen (besonderer betriebli-

cher Nutzungsvorteil des Mieters).

Nach Ansicht der Rechnungspriifung war damit, als rechtlicher und wirtschaftlicher
Eigentiimer samtlicher Spielgerate / Spielanlagen einschlieBlich Zubehor (Ausnahme
"Rutsche") im Sinne des § 95 BGB, von einer Aktivierungspflicht dieser baulichen
MaRnahmen durch den Kreis Diiren auszugehen. Fiir alle weiteren durch den Kreis
vorgenommenen Einbauten, wie z.B. Rutsche, Gebaudetechnik (z.B. zentrales Zu-
gangskontrollsystem / SchlieBanlage), spezielle Innenausstattung (z.B. Kiichenein-

richtung), Informationsleitsystem usw. bedurfte es zunachst der verwaltungsseitigen

3vgl. hierzu insbesondere BMF 18.7.03, IV C 3 - S 2211 - 94/03.
“§95BGB schrankt die §§ 93, 94 BGB ein, weil bei nur voriibergehender Verbindung eine Sache ihre Selbstandigkeit behalt,
also nicht Bestandteil wird. Sie ist bloB Scheinbestandteil (Jauernig: BGB Kommentar, 16. Auflage, zu § 95 BGB, Erl. 1).
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Beurteilung, inwieweit diese MaBnahmen die Merkmale einer "Betriebsvorrichtung"
oder eines "sonstigen Mietereinbaus" erfiillen und ggf. als (ebenfalls) bewegliches
oder unbewegliches Wirtschaftsgut des Anlagevermogens gleichfalls eine Aktivie-

rungspflicht auslosten.

Weitere Aspekte der Zuordnung von MaBnahmen (konsumtiv - investiv) wurden prii-
fungsseitig parallel im Rahmen der Prifung des Jahresabschlusses 2020 thematisiert.
Der hierzu existierende Priifbericht lag aufgrund des noch andauernden, langwierigen

Ausraumverfahrens bei Fertigstellung dieses Berichtsentwurfs noch nicht vor.

3. Priifungsanlass

Nach der Fertigstellung des Priifberichts zum Gebaudemanagement (Drs. Nr. 133/21)
und seiner Beratung im Rechnungspriifungsausschuss am 06.09.2021 erlangte die
Rechnungspriifung Kenntnis von einer vertraglichen Regelung, die wahrend der ur-
sprunglichen Priifung weder vorlegen hatte noch mitgeteilt wurde. Diese ,Stundungs-
und Tilgungsvereinbarung” datiert vom 23.04.2021 und gab Anlass, die Prifung zu

diesem Sachverhalt fortzufiihren und zu intensivieren.

Hintergrund war zunachst eine Stellungnahme der Verwaltung im RPA-Priifbericht
+Abgrenzungspraxis Herstellungskosten ./. Erhaltungsaufwand im Gebdudebereich”

(Drs. Nr.133/21). Die Verwaltung fiihrte hierzu im Priifungsverfahren u.a. aus:

»In Bezug auf die Errichtung der AufSenspielflidche und die Innenausstattung fiir die Kin-
dertagesstitte macht die Verwaltung aufmerksam, dass die Kinderbetreuung Kreis-
mduse e.V. vor der Herausforderung stand, die Ausstattung sowie die Kapazititen zu
erweitern, um zeitnah dem Bedarf an zusdtzlichen Kinderbetreuungspldtzen entspre-
chen zu kénnen. Um das Ziel erreichen zu kénnen, hat der Kreis Diiren fiir den zum
"Konzern Kreis Diiren" gehérenden Verein im Wege eines Auftrags die Ausstattungsge-
genstdnde beschafft. Da diese von dem Verein zum Betrieb der Kindertageseinrichtung
bendtigt werden und zur Erfiillung von Aufgaben nach dem Kinderbildungsgesetz
(KibiZ) dienen, werden die Kosten fiir Ausstattungsgegenstdnde i. H. v. 278.142,01 €

zeitnah vom Verein an den Kreis liberwiesen.”

In der dem Rechnungspriifungsamt sodann vorliegenden Vereinbarung ,Stundungs-

und Teilzahlungsabrede” zwischen dem Kreis Diiren und dem Kreismause e.V. vom
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23.04.2021 ist geregelt, dass der Kreis Diiren beauftragt worden sei, dringend beno-

tigte Ausriistungsgegenstande zu beschaffen. Die Beschaffung unterliege nicht dem

Vergaberecht. Die Kaufpreiszahlung erfolge erst, sobald Mittel durch eine Bewilli-

gungshehorde angewiesen wiirden. Der Kreis Diiren bleibe bis zur vollstandigen Be-

zahlung Eigentiimer. Der Kaufpreis werde am 31.12.2019 fallig, werde aber nachgelas-

sen bis zum 31.05. bzw. bei spaterer Zahlung entsprechend verzinst.

Fragestellungen

Die vertraglichen Regelungen fiihrten zu Fragestellungen, die die Rechnungspriifung

im Rahmen der Priifung ordnungsgemaRer Verwaltungs- und Haushaltsfiihrung unter

Beibehaltung einer kritischen Grundhaltung® in den Blick zu nehmen hatte.

1.

Hierzu zahlte vorrangig die Frage, warum eine vertragliche Regelung im April
2021 geschaffen und unterzeichnet wurde, obwohl die in Rede stehenden
Sachverhalte bereits in den Jahren 2018 und 2019 abgewickelt worden sind.
Gleichzeitig war zu hinterfragen, auf welcher (Ermdchtigungs)Grundlage -
vertraglicher oder haushaltsrechtlicher Art - die MaBnahmen vollzogen wur-
den, wenn und obwohl seinerzeit keine vertragliche Regelung hierzu vorgele-
gen hatte. Dass eine solche hatte vorliegen miissen, ist im Rahmen ordnungs-
gemaBen Verwaltungshandelns selbstredend und bedarf an dieser Stelle kei-
ner Vertiefung. Erklarungen, durch welche der Kreis verpflichtet werden soll,
bediirfen ohnehin der Schriftform (§ 43 KrO).

Fraglich war zudem, nach welcher Annahme eine Kaufpreiszahlung nach Ein-
gang der Mittel durch eine Bewilligungsbehorde statthaft ware. Nach allge-
meinen Grundsatzen des Zuwendungsrechts kame dies einem vorzeitigen
Mafinahmenbeginn gleich, fiir den nach diesen Grundsatzen (nachtraglich)
keine Fordermittel mehr bewilligt werden kénnen (vgl. z.B. VV 1.3 zu § 44 LHO).

Letzteres lage allerdings in Verantwortung der Bewilligungsbehorde.®

5 IDW PS 210, Rn. 14, 23, IDW PS 200, Rn. 17
8 Kmmerling: Die Priifung von Zuwendungen durch kommunale Rechnungspriifungsamter, in: Zeitschrift fiir Kommunalfinan-
zen (ZKF), 8/2010, S. 175 ff.; Kimmerling: Die Priifung von Zuwendungen in kommunaler Praxis, in: der gemeindehaushalt 2017,

S.202 ff.

Priifbericht "Ausstattung Kreismause e.V.“ (Drs. Nr. 248/22)



Rechnungspriifungsamt des Kreises Diiren
10

4. Die durch die Regelung ausgesprochene Stundung warf haushaltrechtliche
Fragen auf, ob die Voraussetzungen fiir eine solche nach § 27 KomHVO iiber-
haupt vorlagen - und, erneut: welche Regelungen gegolten haben, als die
MaBnahmen in den Jahren 2018 und 2019 vollzogen wurden, obwohl keine ver-
traglichen Regelungen vorgelegen hatten.

5. Weiterhin war zu hinterfragen, welche (haushaltsrechtliche) Abwicklung beim
Kreis Diiren erfolgt ist, wenn die Ausstattungsgegenstande noch nicht bezahlt
waren und diese damit weiterhin im Eigentum des Kreises Diiren verblieben,
was entsprechende Aktivierungspflichten und Nachweise zur Folge gehabt
hatte.

6. Ebenso waren Griinde zu hinterfragen, warum die Verwaltung ausweislich der
0.g. Regelung davon ausging, dass Vergaberecht nicht anzuwenden sei. Dies
gilt vor allem vor dem Hintergrund, dass in Zuwendungsverfahren die Bewil-
ligungsbehorde durch den jeweiligen Bewilligungsbescheid Vorgaben zum
Vergaberechtsregime macht. Dieser Bescheid lag aber in den Zeitraumen 2018
und 2019 noch gar nicht vor. Weder Verwaltung noch Kreismause e.V. waren
danach in Kenntnisstand, welches Vergaberecht der Zuwendungsbescheid fiir
anwendbar erklaren wirde.

7. Zusammenfassend war zu hinterfragen, warum die vertragliche Regelung
iberhaupt nachtrdglich verfasst wurde, was sie im Nachhinein dokumentie-
ren, belegen oder ggf. heilen sollte. Ob die Verfassung der Regelung im Zu-
sammenhang mit der seinerzeitigen Priifung der Abgrenzungspraxis durch
das Rechnungspriifungsamt stand, kann an dieser Stelle nur vermutet, nicht

aber verifiziert werden.

Die Vorgehensweise der Verwaltung stellt aus Sicht der Rechnungspriifung ein zu hin-
terfragendes Verwaltungshandeln und Haushaltsgebaren dar, das prifungsseitig, ge-
messen an den zwangslaufig folgenden Fragestellungen, als nicht regel- und routine-
maRig’ zu bewerten ist. Die dies auslosende Berichtspflicht war Priifungsanlass, den

Sachverhalt weiter zu erhellen.?

7Zu der Begrifflichkeit vgl. Held/Winkel/Wansleben, Kommunalverfassungsrecht NRW, Kommentar, zu § 42 KrO NRW, Stand:
Dezember 2021.

& Auf den IDW Priifungsstandard ,Zur Aufdeckung von UnregelmaBigkeiten im Rahmen der Abschlusspriifung” (IDW PS 210) wird
hingewiesen. Kimmerling: Testatspflichten der Rechnungspriifungsamter - Zum Diskussionsstand iiber gesetzliche und fiktive
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4, Exkurs: Rechtsrahmen fiir Kommunen

Fir offentlich-rechtliche Gebietskorperschaften gilt die grundgesetzlich normierte
und im Privatrecht weiter ausgestaltete Vertragsfreiheit. Hinzu tritt das in den Art. 28
GG, 78 LV NRW normierte Selbstverwaltungsrecht der Kommunen. Diese Freiheiten
gelten allerdings nur im Rahmen des geltenden Rechts. Offentlich-rechtliche Gebiets-
korperschaften unterliegen den Beschrankungen, die das offentliche Recht, Gesetze,
Erlasse und insbesondere das kommunale Haushaltsrecht oder das Vergaberecht
ihnen auferlegen. Auch der die offentliche Verwaltung bindende Gleichheitsgrundsatz
(Art. 3 GG) ist zu beachten.

Die Kommune ist in diesem Rahmen befugt, Vertrage, als Hauptfall des mehrseitigen
Rechtsgeschafts abzuschlieBen (§§ 145 ff. BGB). Hierzu zahlen insbesondere auch
schuldrechtliche (8§ 311, 320, 241 BGB), sowie auch sachenrechtliche Vertrage und Ei-
nigungen (z.B. §§ 873, 929 BGB). Auch andere Vertragsformen wie Miet-, Arbeits-,
Werk- oder Werklieferungsvertrage (zu Letzteren vgl. §§ 631, 650 BGB) fallen darunter.
Gegenseitige Vertrage (§§ 320 ff., 433 BGB) bilden damit einen Hauptteil (auch) kom-

munalen Vertragsmanagements.

Nach allgemeinem Verstandnis werden gegenseitige Vertrage grundsatzlich jedoch
vor ihrer Abwicklung und Erfiillung der jeweiligen Leistungs- und Zahlungspflichten
geschlossen. Der folgenden Leistungspflicht der einen Vertragspartei steht dann
weitgehend die Zahlungs- und Ubereignungspflicht der anderen Vertragspartei ge-

geniiber.

Im kommunalen Bereich sind bereits die besonderen Vertretungsregelungen (vgl. §
42 Kr0°) und die Erfordernisse fiir die Abgabe von Erklarungen (§ 43 Kr0) zu beachten.

Ggf. sind Beschliisse politischer Gremien erforderlich.

Priifzustandigkeiten, in: der gemeindehaushalt 2014, S. 84 ff.; Kimmerling: Die Rede- und Berichtspflichten der Rechnungsprii-
fung - Zum Umgang mit Uberwachung, Kontrolle und Transparenz in der Berichterstattung, in: der gemeindehaushalt 2015, S.
73 ff; Kdmmerling: Kommunale Rechnungspriifung und Revision, in: Verwaltungsrundschau 8/2018, S. 264 ff.

° Vertretungsmacht ist hierbei die Befugnis, rechtsgeschiftliche Erklarungen nach auRen abzugeben mit der Wirkung, dass die
Rechtsfolgen den Kreis treffen (vgl. Held/Winkel/Wansleben, Kommunalverfassungsrecht NRW, Kommentar, zu § 42 KrO NRW,
Erl. 6.1 ff. mit weiteren Ausfiihrungen. Stand: Dezember 2021).
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Erklarungen, die nicht den Formvorschriften der Kreisordnung NRW entsprechen oder
die, wie im vorliegenden Falle, zum Zeitpunkt der Ausfiihrung in den Jahren 2018 und
2019 gar nicht vorlagen, binden den Kreis nicht (§ 43 Abs. 4 Kr0).

Weiterhin miissen stets die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen und Ermachtigun-
gen (z.B. im Haushaltsplan) vorliegen (vgl. auch §§ 78, 79 GO). Kommunen und Kreise
sind besonderen Restriktionen in der vorlaufigen Haushaltsfiihrung (§ 82 GO) oder

wahrend eines Haushaltssicherungskonzepts (§§ 76 GO, 56b KrO) unterworfen.

Auch Stundungen konnen nicht einfach gewahrt werden, sondern unterliegen den Vo-

raussetzungen des kommunalen Haushaltsrechts (§ 27 KomHVO).

Bevor Vertrdge geschlossen werden (diirfen), hat die Kommune ggf. das geltende
Vergaberecht (EU, Bund, Kommunales Haushaltsrecht) zu beachten, das zahlreiche
Vorgaben im Bereich der Ausschreibungs- oder Veroffentlichungspflichten beinhal-
tet. Wird gegen besondere Bestimmungen verstoBen, konnen geschlossene Vertrage
ggf. von Anfang an unwirksam sein (vgl. § 135 GWB). Unwirksamkeiten kénnen sich

auch mangels notwendiger Genehmigungen ergeben (vgl. § 130 GO).

Neben den sich aus den Vertragsverhaltnissen selbst ergebenden Pflichten (Leis-
tungspflicht, Zahlungspflicht, Pflicht zur Ubereignung des Eigentums, vgl. u.a. § 433
BGB), hat die Kommune weitere Pflichten zu beachten, die sich erneut aus dem kom-

munalen Haushaltsrecht, insbesondere nach Einfiihrung des NKF ergeben haben.

So losen vertragliche Regelungen nach den Vorgaben der GO und der KomHVO Bu-
chungen als Forderungen, Verbindlichkeiten, als Ertrage, Einzahlungen, Aufwendun-
gen oder Auszahlungen im Bereich der Buchfiihrung aus. Werden Vermogenswerte er-
worben/geschaffen, sind diese zu bewerten und l6sen Aktivierungspflichten (Anla-
genbuchhaltung etc.) und entsprechende Ausweise in der kommunalen Bilanz (§ 42
KomHVO) aus. Vorgaben iiber Inventur und Inventar sind zu beachten (§ 29 KomHVO),
Abschreibungen sind zu berechnen und als Aufwendungen zu buchen (§ 36 KomHVO).
Bei zuwendungsfinanzierten Objekten sind ggf. Sonderposten anzusetzen (§ 44
KomHVO0). Bei Investitionen gelten weitere Besonderheiten, die sich auch bereits in

der Phase der Haushaltsveranschlagung ergeben (vgl. § 4 Abs. 4 oder § 13 KomHVO).
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Erwirbt die Kommune Eigentumsrechte und Vermogenswerte, so sind diese im Rah-
men ordnungsmaRiger Buchhaltung darzustellen. Entfallen sie spater wieder (z.B.

nach Zahlungseingangen), l6st dies weitere (Buchungs)Verpflichtungen aus.

Die vorstehenden Ausfiihrungen und beispielhaft aufgefiihrten Regularien spiegeln
sich in der in Rede stehenden ,Stundungs- und Tilgungsvereinbarung* nicht wider
bzw. waren prifungsseitig zu hinterfragen. Dies betrifft sowohl die Frage nach dem
Zeitpunkt der vertraglichen Regelung als auch Aspekten des Vergaberechts, der Leis-
tungs- und Zahlungspflichten, der Stundung sowie der buchungsmaRig korrekten
,Verbuchung", der Aktivierungspflicht oder der Abwicklung nach dem tatsachlichen
Zahlungseingang der Kaufpreisforderung. Diese Aspekte veranlassten die Rechnungs-

prufung zu nachstehendem Priifungsauftakt.
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5. Priifungsauftakt

Nach den o.g. ersten Feststellungen der Rechnungspriifung wurde die Verwaltung mit
Schriftsatz vom 26.07.2021 iiber die bisherigen Erkenntnisse der Rechnungspriifung
informiert und sodann im Rahmen einer Anschlusspriifung um Beantwortung nach-

stehender Fragen ersucht.

1. Warum existiert eine vertragliche Abrede vom 23.04.2021, in der (abgeschlos-
sene) Sachverhalte aus den Jahren 2018 und 2019 geregelt werden?

2. Welche Rechtsgriinde sprechen fiir die Annahme, die Beschaffung der besag-
ten Ausriistungsgegenstande durch den Kreis Diiren unterlagen nicht dem
Vergaberecht?

3. Welche Annahmen liegen zugrunde, die Kaufpreiszahlung werde erst dann an-
gewiesen, wenn diese durch die Bewilligungsbehorde angewiesen wiirde?

a. Liegt hierzu ein Forderbescheid bereits vor?

b. Nach allgemeinen Grundsatzen des Forderrechts kommt eine Forde-
rung bei vorzeitigem MaBnahmenbeginn grundsatzlich nicht mehr in
Frage. Die Sachverhalte beziehen sich aber auf 2018 und 2019. Dies
bedarf der Aufklarung.

. Wie einbringlich ist die Forderung, wenn eine Forderung fiir die Kreis-
mduse ggf. gar nicht (mehr) erfolgen wiirde?

4. Welche Griinde sprechen fiir die Aussage der Verwaltung, die Kosten fiir Aus-
stattungsgegenstdnde i. H. v. 278.142,01 € wiirden zeitnah vom Verein an den

Kreis iiberwiesen, wenn vertraglich doch etwas Anderes geregelt ist?

5. Welche Voraussetzungen des § 27 KomHVO liegen fiir eine Stundung der For-
derung vor?

6. Warum wird der 0.g. Betrag bereits im Finanzcontrolling (Drs. Nr. 250/21) aus-
gewiesen, obwohl die Forderung noch nicht eingegangen ist?

7. Soweit die Forderung noch nicht beglichen ist, bleibt der Kreis Diiren Eigen-
tiimer der Sachen. Die Rechnungspriifung fordert hierzu Nachweise der Akti-
vierung bzw. Bilanzierung der Ausriistungsgegenstande an.

8. Welche Personen sind fiir den Kreismause e.V. vertretungs- und zeichnungs-
berechtigt?
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6. Beantwortung der Fragen durch die Verwaltung

Mit Schriftsatz vom 13.12.2021 beantwortete das Amt fiir Gebaudemanagement fiir die
Verwaltung die Fragen der Rechnungspriifung vom 26.07.2021 wie folgt:

In Ihrem o.g. Schreiben greifen Sie den Sachverhalt hinsichtlich der Ausriistungsge-
genstdnde (Aupenspielfldche, Innenausstattung) der Kindertagesstdtte Kreismduse
(Haus E) sowie die hierzu geschlossene Stundungs- und Teilzahlungsabrede zwischen
dem Kreis Diiren und der Kreismduse e.V. vom 23.04.2021 auf. Gerne nehme ich zu den
von lhnen aufgeworfenen Fragen Stellung. Bitte entschuldigen Sie die verspatete

Riickmeldung meinerseits:

1. Warum existiert eine vertragliche Abrede vom 23.04.2021, in der (abgeschlossene)

Sachverhalte aus den Jahren 2018 und 2019 geregelt werden?

Die der vertraglichen Abrede zugrundeliegenden Ausstattungsgegenstdinde wa-
ren nicht Bestandteil des Mietvertrages zwischen dem Kreis Diiren und dem Eigen-
tiimer (siehe Nr. 2). Im Zuge der Fertigstellung der Kindertagesstdtte standen
der Kreismause e.V. und das Zentrale Gebaudemanagement im stdandigen Aus-
tausch lber diese noch zusdtzlich zu beschaffenden Ausstattungsgegenstdnde.

Die Gesprdche wurden seinerzeit leider nicht schriftlich festgehalten.

In 2018 (Zeitpunkt der Anschaffung der Ausstattungsgegenstdnde) war fiir den
Kreismduse e.V. noch nicht absehbar, wie hoch die KiBiz-Zuschiisse fiir das Kin-
dergartenjahr 2018/2019 tatsdchlich ausfallen. Dies konnte erst nach der endgiil-
tigen Abrechnung des jeweiligen Kindergartenjahres beurteilt werden. Der end-
giiltige Leistungsbescheid der Stadt Diiren, aus dem die tatsachlichen KiBiz-Zu-
schiisse hervorgehen, wurde (erst) mit Datum vom 29.10.2020 gegeniiber dem
Kreismduse e.V. erteilt. Somit konnte erst zu diesem Zeitpunkt abschlieflend be-
urteilt werden, dass Zuschiisse fiir das Kindergartenjahr 2018/2019 fiir Investiti-
onsaufwendungen genutzt werden konnen. Dariiber hinaus ist diese KiBiz-Riick-
lage gemdf dem Kinderbildungsgesetz ab dem Kindergartenjahr 2020/2021 be-
grenzt und hdtte ohne eine getdtigte Investition zu einem grofien Teil an die Stadt

Diiren als zustdndige Bewilligungsbeharde erstattet werden miissen.
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Im Anschluss des endgiiltigen Leistungsbescheides wurde die oben beschriebene
Vorgehensweise mit der Bewilligungsbehdrde Stadt Diiren und dem Landschafts-
verband Rheinland abgestimmt. Demzufolge wurde dieser Sachverhalt erst im
Friihjahr 2021 abschliefiend dokumentiert.

Welche Rechtsgriinde sprechen fur die Annahme, die Beschaffung der besagten
Ausriistungsgegenstande durch den Kreis Diren unterlagen nicht dem Vergabe-

recht?

Der Kreis Diiren hat vor Beginn der "Baumafinahme Haus E" einen Mietvertrag mit

, dem Investor, Eigentiimer und Bauherr iiber dieses Gebdude (Mietobjekt)
geschlossen. hatte die vertragliche Verpflichtung, eine Kindertagesstdtte mit
Freiflachen (z.B. Rasen) zu errichten. Bis zur Ubergabe des Mietobjektes (nach
Schlussabnahme) hatte der Kreis keinen direkten Zugriff auf das Mietobjekt. Im
Rahmen der ordnungsgemdpfen Ubergabe des Mietobjektes waren auch in den
nachfolgenden Monaten noch Restarbeiten durch den Eigentiimer/Bauherrn aus-
zufiihren. Im Zusammenhang mit dieser Baumafnahme wurden Sonder- oder Zu-

satzleistungen erforderlich, die nicht Bestandteil des Mietvertrages waren.

Der Kreis Diiren konnte nur den Eigentiimer/Bauherrn mit diesen Leistungen be-
auftragen (zusammenhdngende Bauleistung, Gewdhrleistung, Gefahreniiber-
gang, etc.). Der Eigentiimer/Bauherr hat die Baugenehmigung einzuhalten bzw.
bei Bedarf eine nachtragliche Genehmigung fiir zusatzliche MafSinahmen einzuho-
len. Es ist daher grundsatzlich nicht moglich, wahrend der Errichtung eines Miet-
objektes als Mieter eigenstdandig Baumafinahmen und Beschaffungen, die fest mit
dem Gebdude verbunden sind, ohne Beteiligung des Eigentiimers/Bauherrn

durchzufiihren.

So wurden in diesem Zusammenhang Auftrdge unmittelbar an den Eigentii-
mer/Bauherrn (z.B. Untergrund Aufenfldche) oder dessen Nachunternehmer
(Fa. ,Fa. , Fa. , Fa. , Fa. , Fa.

, etc.) gerichtet. Diese Firmen waren zu dem Zeitpunkt vor
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Ort und konnten wirtschaftlich Zusatzleistungen ausfiihren. Im Ubrigen hat der

Eigentiimer/Bauherr hier unterstiitzend eingegriffen.

Eine Ausnahme stellt die Vergabe des bestandigen Oberbodens der Aufenflache
und einiger Spielgerate an die Fa. dar. Die Fa. ist seit Jahren zu-
verldssiger Auftragnehmer des Jugendamtes bei der Ausstattung im AufSenbereich
von Kindertagesstatten. Das Jugendamt und der Kreismduse e.V. haben im Vorfeld
der Beauftragung die auf dem Markt befindlichen Anbieter sondiert und sind u.a.
aus Sicherheits- und Einheitlichkeitsgriinden zu der Entscheidung gekommen,
auch fiir die Ausstattung der Kindertagesstdatte Haus E mit der Fa. zusam-
menzuarbeiten. Die Vergabe an die Fa. wurde dann durch das Zentrale
Gebaudemanagement ausgefiihrt. Dies entspricht nicht den Vergaberichtlinien.
Insoweit liegt ein Verstoff gegen das Vergaberecht vor. Zukiinftig wird in Ver-
gleichsfallen darauf geachtet, dass das Vergaberecht vollumfanglich beachtet

wird.

Welche Annahmen liegen zugrunde, die Kaufpreiszahlung werde erst dann ange-

wiesen, wenn diese durch die Bewilligungsbehorde angewiesen wiirde?

a. Liegt hierzu ein Forderbescheid bereits vor?
Der Kreismause e.V. erhielt im Rahmen der Errichtung des "Familienzent-
rums Kreismduse in der Marienstrafie" grundsatzlich Bewilligungsbe-
scheide zur Finanzierung der Ausstattung der siebengruppigen Kinderta-
gesbetreuung. Die Kaufpreiszahlung fiir die in Rede stehenden Ausstat-
tungsgegenstdande wurde nicht aus diesen bewilligten investiven Forder-
mitteln der Stadt Diiren bzw. des Landes NRW getdtigt, da diese Forder-
mittel bereits fiir die Innenausstattung der Kindertageseinrichtung voll-

stdandig verbraucht wurden.

b. Nach allgemeinen Grundatzen des Forderrechts kommt eine Forderung

bei vorzeitigem MaRnahmenbeginn grundsatzlich nicht mehr in Frage. Die
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Sachverhalte beziehen sich aber auf 2018 und 2019. Dies bedarf der Auf-

klarung.

Ein zuwendungsschadlicher vorzeitiger Mafinahmenbeginn im Sinne des
Forderrechts liegt nicht vor, da keine Fordermittel eingesetzt wurden

(siehe 3. a. und c.).

Wie einbringlich ist die Forderung, wenn eine Forderung fiir die Kreis-

mause ggf. gar nicht (mehr) erfolgte?

Die Kindertageseinrichtung Kreismause e.V. erhalt Zuschiisse zu den Be-
triebskosten nach dem Kinderbildungsgesetz. Nach dem Kinderbildungs-
gesetz konnen die laufenden Zuschiisse zu den Betriebskosten unter an-
derem auch fiir Investitionsaufwendungen genutzt werden. Die Zahlung
an den Kreis Diiren resultierte demnach aus vom Verein ersparten und von
der Stadt Diiren aufgrund verschiedener Tatbestande nachbewilligten
konsumtiven Mitteln nach dem Kinderbildungsgesetz, die ansonsten in

die sogenannte KiBiz-Riicklage einzustellen gewesen waren.

In 2018 (Zeitpunkt der Anschaffung der Ausstattungsgegenstdnde) war
noch nicht absehbar, wie hoch die KiBiz-Zuschiisse fiir das Kindergarten-
jahr 2018/2019 tatsdchlich ausfallen. Dies kann erst nach der endgiiltigen
Abrechnung des jeweiligen Kindergartenjahres beurteilt werden. Der end-
giiltige Leistungsbescheid der Stadt Diiren, aus dem die tatsdchlichen
KiBiz-Zuschiisse hervorgehen, wurde (erst) mit Datum vom 29.10.2020 ge-
geniiber dem Kreismduse e.V. erteilt. Somit konnte erst zu diesem Zeit-
punkt abschliefiend beurteilt werden, dass Zuschiisse fiir das Kindergar-
tenjahr 2018/2019 fiir Investitionsaufwendungen genutzt werden konnen.
Dariiber hinaus ist diese KiBiz-Riicklage gemdf dem Kinderbildungsge-
setz ab dem Kindergartenjahr 2020/2021 begrenzt und hatte ohne eine
getatigte Investition zu einem grofien Teil an die Stadt Diiren als zustan-

dige Bewilligungsbehdrde erstattet werden miissen (siehe N. 1).
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Im Anschluss des endgiiltigen Leistungsbescheides wurde die oben be-
schriebene Vorgehensweise mit der Bewilligungsbehdrde Stadt Diiren und

dem Landschaftsverband Rheinland abgestimmt (siehe Nr. 1).

4. Welche Griinde sprechen firr die Aussage der Verwaltung, die Kosten fiir Ausstat-
tungsgegenstande i.H.v. 278.142,01 € wiirden zeitnah vom Verein an den Kreis

uberwiesen, wenn vertraglich doch etwas anderes geregelt ist?

Die Stundungs- und Teilzahlungsabrede vom 23.04.2021 benennt als Zahlungsziel
das Datum 31.05.2021. Die Zahlung erfolgte am 18.05.2021.

5. Welche Voraussetzungen des § 27 KomHVO liegen fir eine Stundung der Forde-

rung vor?

Es handelt sich nicht um eine Stundung im Sinne des § 27 KomHVO. Eine solche
Stundung kann nur auf Antrag des Schuldners und unter bestimmten Vorausset-
zungen gewdahrt werden. Zudem setzt dies voraus, dass eine Forderung nicht zum
in der Anspruchsgrundlage festgesetzten Zeitpunkt beglichen wird. Im vorliegen-
den Fall werden aber bereits in der vertraglichen Regelung mehrere Zahlungsziele
unter Angabe unterschiedlicher Konditionen geregelt, so dass es nicht zu einem
Stundungsverfahren im Sinne des § 27 KomHVO kommt. Insofern ist der Begriff

,Stundung” zwischen den Vertragspartnern ungliicklich gewahlt.

6. Warum wird der 0.g. Betrag bereits im Finanzcontrolling (Drs.Nr.250/21) ausge-

wiesen, obwohl die Forderung noch nicht eingegangen ist?
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Ziel des Controllings ist es, unterjahrig eine Prognose des Rechnungsergebnisses
zum Jahresende zu geben. Da der Vertrag geschlossen war und von einem Zah-
lungseingang 2021 ausgegangen wurde, wurde der Kimmerei am 05.05.2021 eine
entsprechende Controllingmeldung iibersandt, welche sodann in den Controlling-
bericht (Stichtag 30.06.2021) eingeflossen ist. Die Kaufpreisforderung war zum
31.05.2021 zu erfullen.

7. Soweit die Forderung noch nicht beglichen ist, bleibt der Kreis Diiren Eigentiimer
der Sache. Die Rechnungspriifung fordert hierzu Nachweise der Aktivierung bzw.

Bilanzierung der Ausrustungsgegenstande an.

Die Forderung wurde im Mai 2021 beglichen. Ansonsten wird auf den Schriftver-
kehr im Zusammenhang mit dem Priifbericht , Abgrenzungspraxis Herstellungs-

kosten ./. Erhaltungsaufwand im Gebdudebereich* verwiesen.

8. Welche Personen sind fiir den Kreismause e.V. vertretungs- und zeichnungsbe-

rechtigt?

Vertretungs- und zeichnungsberechtigt ist der Vorstand der Kinderbetreuung
Kreismause e.V.: Herr Wolfgang Spelthahn, Herr Peter Kaptain und Herr Dirk Hiirt-
gen (allesamt bis 17.08.2021). Herr ab dem 18.08.2021 als Liqui-

dator.

Unter Hinweis auf die Regelungen in der Stundungs- und Teilzahlungsabrede vom
23.04.2021 wurde der endgiiltige Bewilligungshescheid angefordert, der verwaltungs-
seitig sodann zugeleitet wurde. Es handelt sich hierbei um einen endgiiltigen Leis-
tungsbescheid der Stadt Diiren (Jugendamt) vom 29.10.2020.

Gleichzeitig wurde eine Umsatzanzeige vorgelegt, aus der hiervorgeht, dass ein Be-
trag von 278.142,01€ am 18.05.2021 auf das Konto des Kreises Diiren bei der Sparkasse

Diiren eingegangen ist.
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7. Priifbemerkungen der Rechnungspriifung

Priifbemerkungen B 1

1.) Unabhangig von der bereits im separaten Priifbericht Drs. Nr. 133/21 aufgezeigten
Abgrenzungsproblematik stellt sich der gesamte Sachverhalt zu der Ausstattung der
Kreismaduse und der vertraglichen Stundungs- und Teilzahlungsabrede aus Sicht der

Rechnungsprufung als ein nicht regel- und routinemaRBiger Verwaltungsvorgang dar.

2.) Die nachtraglich verfasste vertragliche Stundungs- und Teilzahlungsabrede wirft
prufungsseitig mehr Fragen auf, als sie zur Klarung und Transparenz hatte beitragen

konnen.

3.) Aufklarungsbediirftig ist, warum vertragliche Regelungen (erst) im April 2021 ge-
fertigt wurden, die sich auf Vorgange aus den Jahren 2018 und 2019 beziehen. Damit
existierten in den Jahren der Durchfiihrung gerade keine vertraglichen Regelungen,
S0 - wie jetzt geregelt - zu verfahren. Die Verwaltung agierte nach Ansicht der Rech-
nungspriifung damit damals ohne belastbare Auftragsgrundlage. Regelungen zur
Durchfiihrung der MaRnahmen und zur Kaufpreiszahlung gegeniiber dem Kreis Diiren
waren damit zum Zeitpunkt der Ausfiihrungen offensichtlich nicht existent. Ob damit
eine Geschdftsfiihrung ohne Auftrag (§ 677 BGB) vorgelegen hat und welche Erméch-
tigung hierzu vorlag, ebenso wie die Frage, zu welchem Zeitpunkt das Schuldverhait-
nis (iiberhaupt) erloschen ist (vgl. § 362 BGB), sollten verwaltungsseitig beantwortet

werden.

4.) Die Ausfiihrungen der Verwaltung zum Vergaberecht werden priifungsseitig kri-
tisch gesehen. Die verwaltungsseitig eingeraumte Nichtbeachtung der Vergabericht-
linien bei der Vergabe an die Fa. wird zur Kenntnis genommen. In einen Vertrag
allerdings eine selbst exkulpierende Bestimmung uber die Nichtanwendung des
Vergaberechts aufzunehmen, obwohl die (bereits bei Vertragsschluss getatigten)
Vergaben des Kreises ja nicht die Kreismause, sondern Drittfirmen betrafen, ist nach

Auffassung der Rechnungspriifung mindestens bemerkenswert.
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5.) Die Bezeichnung als Stundungs- und Teilzahlungsabrede bleibt im Hinblick auf die
Auffassung der Verwaltung, es handele sich (letztlich doch) nicht um eine Stundung

gem. § 27 KomHVO, fragwiirdig.

6.) Die im Fragenkatalog der Rechnungspriifung angeforderten Nachweise zur Aktivie-
rung bzw. Bilanzierung der Ausriistungsgegenstiande (und ggfs. spateren ,Ausbu-
chung” nach Eingang der Kaufpreiszahlung) wurden im Rahmen dieser Priifung nicht
erbracht. Es wurde lediglich auf friiheren Schriftverkehr hingewiesen.” Belastbare

Nachweise sind im Ausraumverfahren zu diesem Priifbericht nachzureichen.™

7.) Soweit aktivierungspflichtige Sachverhalte/Vermogenswerte vorlagen, htten Ab-
schreibungen aufwandswirksam berechnet und gebucht werden mussen, bis die Ei-

gentumsrechte nach Zahlungseingang auf die Kreismause tibergegangen waren.

8.) In Auswertung der verwaltungsseitigen Stellungnahme bleibt priifungsseitig un-
klar, warum forderrechtlich nicht von einem vorzeitigen MaBnahmenbeginn auszuge-
hen ist, wurden MaBnahmen um die Ausriistungsgegenstande doch in den Jahren 2018
und 2019 ,vollzogen“, wahrend der endgiiltige Leistungsbescheid der Stadt Diiren
vom 29.10.2020 datiert. Die forderrechtlichen Auswirkungen trafen zwar den Zuwen-
dungsempfanger, mithin den Kreismause e.V. und nicht den Kreis Diiren, letzterer war
aber Ausfiihrender und Glaubiger einer Forderung, deren Eingang (ohne vertragliche

Regelung in 2018/2019) unter diesen Umstanden mit Unsicherheiten behaftet war.

9.) Die verwaltungsseitige Erklarung, im Anschluss des endgiiltigen Leistungsbeschei-
des sei die oben beschriebene Vorgehensweise mit der Bewilligungsbhehorde Stadt
Diren und dem Landschaftsverband Rheinland abgestimmt worden, konnte im Prii-
fungsverfahren nicht anhand von Nachweisen belegt werden. Vielmehr wurde auf den

Kreismause e.V. verwiesen.

' Ein Schriftsatz der Verwaltung vom 26.05.2021 zum Priifberichtsentwurf , Abgrenzungspraxis Gebdudebereich“ (nunmehr Drs.
Nr. 133/21) enthdlt die in Rede stehenden Nachweise hingegen nicht.

" Erkldrungen der Verwaltung sind nicht identisch mit Priifungsnachweisen, sondern miissen (ggf.) erst durch jene bestatigt
werden. Vgl. IDW PS 303 n.F. Erklarungen der gesetzlichen Vertreter gegeniiber dem Abschlusspriifer sowie IDW PS300 n.F. Prii-
fungsnachweise im Rahmen der Abschlusspriifung und International Standard on Auditing [de] 200, ibergeordnete Ziele des
unabhangigen Priifers und Grundsitze einer Priifung in Ubereinstimmung mit den International Standards on Auditing (isa [de]
200), Kap. 4 und 5.6.
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8. Stellungnahme der Verwaltung im Ausraumverfahren

Die Verwaltung nahm mit Schriftsatz vom 20.05.2022 (Eingang 24.05.2022) wie folgt
Stellung:

Ich nehme Bezug auf meine ausfiihrliche Stellungnahme vom 13.12.2021 (Dar-
stellung im Priifbericht auf den Seiten 15 - 20). Hierzu ergéinzend nehme ich
nachfolgend Stellung zu der Priifbemerkung B 1:

Grundlage fiir die Beschaffung durch den Kreis war eine Bitte der Kreismause
e.V., fiir die Ausstattung der Einrichtung der KiTa in Vorleistung zu treten, da-
mit eine fristgerechte Inbetriebnahme sichergestellt werden konnte.

Dieser miindlichen Bitte wurde gefolgt, die im Nachgang lediglich verschrift-
licht und konkretisiert wurde. Dieses Schuldverhdltnis erlischt gemap § 362
Abs. 1BGB dann, wenn beide geschuldete Leistungen, also auch die Riickzah-
lung, erfullt wurden.

Zwischen dem Kreis Diiren und dem Fordermittelempfanger, Kinderbetreuung
Kreismduse e. V., erfolgten vorherige Abstimmungen zum Mafinahmenbeginn.
Im Zuwendungswesen nach dem Kinderbildungsgesetz (KiBiz) werden Zu-
schiisse fiir den laufenden Betrieb der Kindertageseinrichtungen gefordert.
Dieser sogenannte Betriebskostenzuschuss kann fiir alle Kosten eingesetzt
werden, die im laufenden Kindergartenjahr (KGJ) in einer Kindertageseinrich-
tung anfallen. Jahrlich vor Beginn des jeweiligen KGJ wird durch die Bewilli-
gungsbehdrde, hier die Stadt Diiren, ein (vorldufiger) Zuwendungsbescheid fiir
das folgende KGJ bewilligt. Dieser Zuwendungsbescheid basiert auf einem An-
trag, der jahrlich zum 15.03. fiir das kommende KGJ gestellt wird. Da sich im
Laufe eines KGJ stdndig Anderungen in der Struktur der Kindertageseinrich-
tung ergeben, dndern sich auch die verschiedenen Zuschiisse. Am Ende eines
KGJ wird verglichen, auf welche Zuschiisse in welcher Hohe die Kindertages-
einrichtung tatsdchlich Anspruch hatte und welche bzw. in welcher Hohe diese
bisher gezahlt wurden. Abweichungen in den Zuschiissen werden im endgiilti-
gen Leistungsbescheid beriicksichtigt. Der endgiiltige Leistungsbescheid
stellt somit eine Korrektur bzw. einen Anderungsbescheid des urspriinglich
bewilligten Zuwendungsbescheides zu Beginn des KGJ dar, der die tatsdchli-
chen Zuschiisse abbildet, auf die im jeweiligen KGJ Anspruch bestand. Ab Er-
teilung des ersten Zuwendungsbescheides bzw. ab Beginn des KGJ konnen die
bewilligten Zuschiisse fiir Aufgaben nach dem KiBiz eingesetzt werden, somit
auch fiir im KiBiz vorgesehene Investitionsaufwendungen.

Demnach liegt kein vorzeitiger Mafinahmenbeginn im Rahmen des Zuwen-
dungswesens vor.
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Im Rahmen der vorgesehenen Korrekturen zum Jahresabschluss 2020 ist vor-
gesehen, die Vermogensgegenstdnde in Summe ertragswirksam zu aktivieren.
Aufgrund der von Beginn an bestehenden Verkaufsabsicht erfolgt eine Akti-
vierung im Umlaufvermogen. Die Verwaltung sagt zu, die entsprechenden
Nachweise nach Korrektur des Jahresabschlusses 2020 nachzureichen.

Hinsichtlich der aktivierungspflichtigen Sachverhalte/Vermogenswerte wer-
den bis zur Ubertragung der Vermogensgegenstdnde im Umlaufvermogen
keine planmagigen Abschreibungen gebucht. Die volle Kaufpreiszahlung
durch die Kita AOR fiihrt zu einem Aktivtausch, welcher die Ergebnisrechnung
nicht belastet.

9. AbschlieRende Bewertung der Rechnungspriifung

Die Rechnungspriifung hat in diesem Priifbericht (und in Fortsetzung des Berichts Ge-
bdudemanagement 133/21) die , Abgrenzungsproblematik konsumtiv-investiv* erneut
aufgezeigt. Die Priifung vertiefte die Thematik sodann im Bereich der Kreismduse, in
der zusatzliche Fragen zur nachtraglichen Vertragsgestaltung zu erheben waren. Diese

wurden in der Priifbemerkung B 1zusammengefasst.

Die Rechnungspriifung nimmt die Erlauterungen der Verwaltung in der o.g. Stellung-
nahme zur Kenntnis. Sie vermogen aber weder die Feststellungen der ortlichen Rech-
nungspriifung zu entkraften noch die aufgeworfenen Fragen nachvollziehbar zu be-

antworten. Gleichwohl sieht das RPA kein Erfordernis weiterer Priifungshandlungen.

Die verwaltungsseitig noch angekiindigten Arbeiten, Korrekturen und Nachweise blei-
ben abzuwarten und werden von der Rechnungspriifung weiter begleitet. Hierbei ist
eine Uberschneidung mit der z.Z. noch laufenden Jahresabschlusspriifung 2020 denk-

bar.

Soweit die Ausstattungen als Vermégensgegenstdnde (als solche) aktiviert werden,
sind grds. auch Abschreibungen nach § 36 KomHVO anzusetzen. Dass Abschreibungen
nicht berechnet und angesetzt werden (miissten), weil der aktivierungspflichtige Ver-
mogensgegenstand (spater ggf.) an Dritte (wieder) verduRert werden soll, erschlieBt
sich der Rechnungspriifung hingegen nicht, es sei denn die Aktivierung erfolgte als

Ausweisung von Forderungen.
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Insgesamt sollte die Verwaltung im Hinblick auf Transparenz, Nachvollziehbarkeit,
Klarheit, Kontrolle und Forderungssicherheit davon Abstand nehmen, miindliche Ver-
trage abzuschlieRen oder miindlichen Bitten zu folgen und diese ,im Nachgang ledig-
lich zu verschriftlichen und zu konkretisieren”, sondern vertragliche Rechte und Ver-
pflichtungen zeitnah, schriftlich und vor Beginn jeweiliger MaBnahmen und Handlun-
gen abfassen. Auf das Schriftformerfordernis des § 43 KrO, der eine Schutzvor-

schrift™ zugunsten des Kreises ist, wird nachdriicklich hingewiesen.

10. Veroffentlichung des Priifberichts

Dieser Priifbericht wird zunachst in nichtoffentlicher Sitzung des Rechnungsprii-

fungsausschusses beraten.

Die Einzelpriifberichte konnen sodann nach ihrer Beratung im Rechnungspriifungs-
ausschuss vom Rechnungspriifungsamt der Offentlichkeit zuganglich gemacht wer-
den. Hierbei sind personen- oder unternehmensbezogene Daten, soweit vorhanden,

zu anonymisieren (§ 6 Abs. 3 RPO).

2 Held/Winkel/Wansleben: Kommunalverfassungsrecht NRW, Kommentar, zu § 43 KrO NRW Erl. 2.1 (Stand 12/2021).

Priifbericht "Ausstattung Kreismause e.V.“ (Drs. Nr. 248/22)



	1. Prüfauftrag 
	2. Einleitung und Hintergrund 
	2.1 Prüfung der Abgrenzungsproblematik 
	2.2 Ausstattung Kreismäuse e.V. - Maßnahmenbeschreibung 
	2.3 Vertragliche Regelungen zu Mietereinbauten in Haus E 
	2.4 Aktivierungsregelungen für Mietereinbauten 

	3. Prüfungsanlass 
	4. Exkurs: Rechtsrahmen für Kommunen 
	5. Prüfungsauftakt 
	6. Beantwortung der Fragen durch die Verwaltung 
	7. Prüfbemerkungen der Rechnungsprüfung 
	8. Stellungnahme der Verwaltung im Ausräumverfahren 
	9. Abschließende Bewertung der Rechnungsprüfung 
	10. Veröffentlichung des Prüfberichts 

